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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. November 1960 

6 — 55000 — 4331/60 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Umwand- 
lung von Reichsmarkguthaben im Saarland 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Umwandlung von Reichsmarkguthaben im Saarland 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Umwandlung von Reichsmarkguthaben 
§ 1 

Reichsmarkguthaben bei Kreditinstituten im Saar- 
land und beim Postscheckamt Saarbrücken (Gut- 
haben) werden durch Gutschrift von 6,5 Deutsche 
Mark für je 100 Reichsmark nach Maßgabe dieses 
Gesetzes umgewandelt. 

§ 2 

Folgende Guthaben erlöschen, soweit sie nicht 
schon auf Grund anderer Vorschriften erloschen 
sind: 

1. Guthaben des Deutschen Reichs einschließlich 
der Sondervermögen Deutsche Reichsbahn und 
Deutsche Reichspost, des ehemaligen Landes 
Preußen, des Unternehmens Reichsautobahnen 
und der Gebietskörperschaften im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes; 

2. Guthaben von Geldinstituten, Versicherungs- 
und Rückversicherungsunternehmen sowie von 
Bausparkassen, sofern diese eine Umstellungs- 
rechnung oder Altbankenrechnung zu erstellen 
hatten; 

3. Guthaben der Deutschen Reichsbank, der 
Deutschen Golddiskontbank, der Konversions- 
kasse für deutsche Auslandsschulden, der 
Deutschen Verrechnungskasse, der Hauptver- 
waltung der Reichskreditkassen und der Deut- 
schen Gesellschaft für öffentliche Arbeiten? 

4. Guthaben der ehemaligen Nationalsozialisti- 
schen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP), 
ihrer Gliederungen, ihrer angeschlossenen 
Verbände, ihrer sonstigen aufgelösten Ein- 
richtungen und solcher Vermögensmassen, die 
Zwecken der NSDAP oder ihrer Einrichtungen 
zu dienen bestimmt waren, sowie Guthaben 
von militärischen und militärähnlichen Organi- 
sationen? 

5. Guthaben, die nach Artikel 58 Abs. 2 des Ver- 
trages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 1587) auf den Bund 
übergegangen sind. 


§ 3 

Zinsen auf Guthaben dürfen für die Zeit vom 
16. Juni 1947 an nicht mehr gutgeschrieben werden. 

§ 4 

(1) Soweit Gutschriften oder Wiedergutschriften 
in Reichsmark zu vollziehen gewesen wären, dürfen 
! sie noch vorgenommen werden. 

I 

I (2) Reichsmarkbeträge, die auf Postanweisungen 
im Saarland für Empfänger innerhalb oder außer- 
halb des Saarlandes oder auf Postanweisungen im 
Bereich der früheren Deutschen Reichspost außer- 
halb des Saarlandes für Empfänger im Saarland 
eingezahlt worden sind, dürfen, sofern die Aus- 
zahlung nicht erfolgt ist, noch auf einem Konto 
beim Postscheckamt Saarbrücken gutgeschrieben 
werden. Satz 1 gilt entsprechend für Reichsmark- 
beträge, die mittels Zahlkarte im Saarland einge- 
zahlt worden sind und dem Bestimmungskonto nicht 
gutgeschrieben wurden. 

(3) Zur Gutschrift oder Wiedergutschrift bedarf 
es der Zustimmung der Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken, es sei denn, daß die rechtskräftige Ent- 
scheidung eines Gerichts vorliegt. 

§ 5 

(1) Die Umwandlung erfolgt auf Antrag des Be- 
rechtigten. Ansprüche gegen Kreditinstitute sind bei 

^ dem kontoführenden Kreditinstitut, Ansprüche 
gegen die Postverwaltung beim Postscheckamt 
Saarbrücken (Anmeldestellen) bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1961 anzumelden. Nach diesem Zeit- 
punkt kann der Antrag nicht mehr gestellt werden, 
es sei denn, daß die rechtzeitige Stellung des An- 
trages nachweisbar ohne Verschulden unterblieben 
ist und unverzüglich nachgeholt wird. 

(2) Steht ein Guthaben mehreren gemeinschaft- 
lich zu, so kann jeder Berechtigte mit Wirkung für 
alle den Antrag stellen. Die Mitberechtigten sind 
anzugeben. 

(3) Für einen Deutschen im Sinne des Arti- 
kels 116 des Grundgesetzes, der außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes zurückgehalten wird 
oder der verchollen ist, können auch folgende Ange- 
hörige die Anmeldung vornehmen: 

1. der Ehegatte; 

2. wenn kein Ehegatte vorhanden ist, jeder 
Abkömmling? 

3. wenn weder ein Ehegatte noch ein Ab- 

i kömmling vorhanden ist, jeder Elternteil. 
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(4) Derjenige, dem ein Pfandrecht oder ein son- 
stiges Recht an einem Guthaben zusteht oder zu 
dessen Gunsten eine Verfügungsbeschränkung be- 
steht, kann die Umwandlung für den Berechtigten 
beantragen. 

§ 6 

Der Antrag soll folgende Angaben enthalten: 

1. Name, Vorname, Anschrift des Berechtigten; 

2. das Guthaben nach seinen Merkmalen, insbe- 
sondere unter Angabe der Kontoniimmer. 

§ 7 

(1) Sieht die Anmeldestelle die Voraussetzungen 
der Umwandlung als gegeben an oder wird sie zur 
Umwandlung verurteilt, so schreibt die Anmelde- 
stelle dem Berechtigten den aus der Umwandlung 
sich ergebenden Betrag in Deutscher Mark gut. Die 
Gutschrift ist mit Wertstellung vom 1. Januar 1961 
vorzunehmen und dem Berechtigten bekanntzu- 
geben. 

(2) War das Guthaben ein Sparguthaben, so ist 
das umgewandelte Guthaben als Sparguthaben mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist zu führen. Alle übrigen 
umgewandelten Guthaben sind, wenn nichts ande- 
res vereinbart wird, als Sichteinlagen zu führen. 

(3) Wird die Umwandlungsfähigkeit des Gut- 
habens nicht oder- nur teilweise anerkannt, so hat 
die Anmeldestelle dies dem Anmelder durch einge- 
schriebenen Brief oder gegen Empfangsbescheini- 
gung unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 

(4) Der Anmelder kann binnen sechs Monaten 
nach Zugang der in Absatz 3 bezeichneten Mittei- 
lung den Anspruch gegen die Anmeldestelle im 
ordentlichen Rechtswege geltend machen. 


§ 8 

Die Anmeldestelle hat der Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken von der Umwandlung eines Guthabens 
Kenntnis zu geben, dessen Kontostand am 16. Juni 
1947 den Kontostand am 31. Dezember 1945 um 
mehr als 10 000 Reichsmark überstiegen hat. 

§ 9 

(1) Die Anmeldestelle hat zur Deckung ihrer 
Verbindlichkeiten, die aus den Gutschriften ent- 
standen sind, einen Zahlungsanspruch gegen den 
Bund. Der Anspruch ist vom 1. Januar 1961 an mit 
drei vom Hundert jährlich zu verzinsen. 

(2) Anträge auf Zuteilung der Deckung sind an 
die Oberfinanzdirektion Saarbrücken zu richten. 

(3) Die Anmeldestelle hat auf Verlangen alle zur 
Bearbeitung erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und Geschäftsbücher und Geschäftspapiere, die den 
Sachverhalt betreffen, vorzulegen. 


(4) Nach Feststellung des Anspruchs auf Deckung 
durch die Oberfinanzdirektion Saarbrücken teilt 
diese der Anmeldestelle den festgestellten Betrag 
zu. 

§ 10 

Gebühren und Auslagen für das Verfahren bei 
der Anmeldestelle werden nicht erhoben. 

§ 11 

(1) Die Anmeldestelle erhält vom Bund für jeden 
von ihr bearbeiteten Antrag auf Umwandlung eines 
Guthabens eine Vergütung von 2 Deutsche Mark. 
Der Anspruch auf Vergütung entfällt bei Guthaben 
unter 100 Reichsmark. 

(2) Anträge auf Zahlung der Vergütung sind 
zugleich mit dem Antrag auf Zuteilung der Dek- 
kung an die Oberfinanzdirektion Saarbrücken zu 
richten. § 9 Abs. 3 und 4 gilt sinngemäß. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 12 

§ 26 des Gesetzes zur Einführung von Vorschrif- 
I ten des Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 
: 30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637) erhält fol- 
gende Fassung: 

„§ 26 

Die Vorschriften des Altsparergesetzes gelten im 
Saarland, soweit sie sich beziehen auf 

1. nach dem Gesetz über die Umwandlung von 

Reichsmarkguthaben im Saarland vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) in 

Deutsche Mark umgewandelte Spareinlagen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Altsparer- 
gesetzes und nach § 2 a des Altsparergesetzes 
gleichgestellte Geldeinlagen, 

2. ablösbare Kapitalansprüche im Sinne des § 2 b 
Abs. 1 Nr. l des Altsparergesetzes, soweit 
Kreditinstitute im Saarland als Anmeldestellen 
im Sinne des § 42 Abs, 1 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes tätig werden. 

Im Falle des § 2 b Abs. 2 Satz 2 des Altsparer- 
gesetzes gelten dessen Vorschriften im Saarland 
auch dann, wenn Kreditinstitute im Saarland die 
ablösbaren Kapitalansprüche am 20. Juni 1948 ver- 
wahrt oder verwaltet haben." 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

I Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
I in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

I. 

1. Bei den Geldinstituten im Saarland einschließ- 
lich des Postscheckamts Saarbrücken werden z. Z. 
noch etwa 70 000 Konten über einen Gesamt- 
betrag von rd. 90 Millionen Reichsmark geführt. 
Eine Umwandlung dieses Restbestandes an 
Reichsmark-Guthaben in Franken-Guthaben wäh- 
rend der Zugehörigkeit des Saarlandes zum Wäh- 
rungsgebiet des französischen Franken war aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht er- 
folgt. Diese Guthaben konnten auch nicht nach 
dem 5. Juli 1959 im Rahmen der zur Einführung 
der Deutsche-Mark-Währung im Saarland erlas- 
senen Vorschriften auf Deutsche Mark umge- 
stellt werden. Der deutsch-französische Paritäti- 
sche Währungsausschuß, dem die Umwandlung 
von Guthaben oblag, war nach Artikel 55 Abs. 2 
des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 nur für 
die Umwandlung von auf französische Währung 
lautenden Guthaben zuständig; die Ermächti- 
gung der Bundesregierung in Artikel 17 Abs. 1 
des Gesetzes über die Eingliederung des Saar- 
landes vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1011) zur Regelung von umstellungsrecht- 
lichen Fragen im Verordnungswege bezog sich 
ebenfalls nur auf Franken-Guthaben. 

2. Eine bundesgesetzliche Regelung, welche die 

Umwandlung der Reichsmark-Guthaben zum Ab- 
schluß bringt, ist aus folgenden Gründen ge- 
boten: - ^ ■ 

Die Nicht-Umwandlung von Reichsmark-Gut- 
haben in Franken-Guthaben dürfte in der weit 
überwiegenden Anzahl der Fälle auf Umständen 
beruhen, welche den Kontoinhabern nicht zu- 
zurechnen sind (Näheres vgl. II. 2.). Es ist 
deshalb ein Gebot der Billigkeit, diesen 
Kontoinhabern umgehend die Möglichkeit zu 
geben, die Umwandlung ihrer Reichsmark-Gut- 
haben nachzuholen, damit sie wenigstens für 
die Zukunft über den DM-Gegenwert ihrer 
Guthaben verfügen können. Rechtlich machen 
folgende Gesichtspunkte eine gesetzliche Re- 
gelung erforderlich: Für die Guthaben von 
Bewohnern in Mitteldeutschland und der unter 
sowjetischer oder polnischer Verwaltung stehen- 
den deutschen Ostgebiete haben die französi- 
schen Vorschriften keine Umwandlung vorge- 
sehen. Ferner blieben nach Artikel 3 Abs. 2 der 
Anlage 17 zum Saarvertrag vom 27. Oktober 
1956 die Verordnung Nummer 94 des Französi- 
schen Oberbefehlshabers in Deutschland vom 
7. Juni 1947 betr. den Geldverkehr im Saarland 
(Journal Officiel des Commandant en chef fran- 
gais en Allemagne vom 23. Juni 1947 S. 781) und 
die auf Grund dieser Verordnung erlassenen ^ 
Durchführungsbestimmungen in Kraft. Dies be- t 
deutet, daß eine Sperre, welche auf Grund von 1 


Artikel 9 der erwähnten Verordnung über 
Reichsmark-Guthaben bestand (Näheres vgl. 
II. 1.), auch nach Beendigung der Übergangszeit 
im Saarland bestehenblieb, bis eine anderwei- 
tige gesetzliche Regelung getroffen wird. Außer- 
dem ist im Interesse einer Bereinigung der Bü- 
cher der Schuldnerinstitute eine Umwandlung 
der Reichsmark-Guthaben angebracht. 

Daß zur Regelung der Umwandlung der Reichs- 
markguthaben ein Bundesgesetz erlassen werden 
muß, war schon anläßlich der Ausschußberatun- 
gen zu § 17 des Gesetzes vom 23. Dezember 1956 
und zum Gesetz zur Sicherung von Ersparnissen 
im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundesge- 
setzbl. I S. 367) vom Deutschen Bundestag zum 
Ausdruck gebracht worden (vgl. Protokoll Num- 
mer 47 über die Sitzung des Wirtschaftsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages am 27. Mai 
1959 zu Punkt 4 der Tagesordnung Ziffer V Buch- 
stabe c). 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält diese 
Regelung. 

II. 

Die Nicht-Umwandlung eines Reichsmark-Guthabens 
in ein Franken-Guthaben bis zum Ende der Über- 
gangszeit beruhte im wesentlichen auf einem der 
folgenden Umstände: 

1 . 

a) Die französischen Vorschriften über die Umrech- 
nung von Reichsmark-Guthaben bei saarländi- 
schen Kreditinstituten, die Bewohnern des Saar- 
landes oder ihnen gleichgestellten Personen zu- 
standen (Verfügung Nummer 47 — 46 des franzö- 
sischen Gouverneurs für das Saargebiet vom 
18. November 1947, Amtsblatt der Verwaltungs- 
kommission des Saarlandes vom 20. November 
1947 S. 677), schlossen solche Guthaben von der 
Umrechnung in französische Franken aus (Arti- 
kel 2), die nach Artikel 9 der Verordnung Num- 
mer 94 oder nach dem Kontrollratsgesetz Num- 
mer 52 gesperrt waren. 

Nach Artikel 9 der Verordnung Nummer 94 war 
bei Konten, bei denen der Kreditsaldo am 
16. Juni 1947 höher war als am 31. Dezember 
1945, der Mehrbetrag, bei Konten, die nach dem 
31 Dezember 1945 eröffnet worden waren, dei 
gesamte Kreditsaldo am 16. Juni 1947 vorläufig 
gesperrt. Die Sperre des Kontrollratsgesetzes 
Nummer 52 betraf vornehmlich die Guthaben des 
ehemaligen Deutschen Reichs, seiner Länder und 
Gebietskörperschaften sowie der NSDAP und 
ihrer Organisationen. 

Die nach der Verordnung Nummer 94 gesperrten 
Guthaben wurden nach und nach bis zum Be- 
trage von 10 000 Reichsmark auf Grund allge- 
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meiner Genehmigungen der französischen Mili- | 
tärregierung bzw. der französischen diplomati- 
schen Mission im Saarland zur Umwandlung auf 
Franken auf Antrag des Berechtigten freigegeben 
(vgl. Instruktion 38 MC der französischen diplo- 
matischen Mission vom 30. Oktober 1952). 

Die auf Grund genereller Anordnungen nicht 
freigegebenen Guthaben konnten, sofern der Be- 
rechtigte dies beantragte und den Nachweis über 
ihren rechtmäßigen Erwerb führte, durch Einzel- 
entscheidung der französischen Behörden frei- 
gegeben und umgestellt werden (vgl. zu den 
Freigabevoraussetzungen die Verfügung Num- 
mer 49 — 49 des Französischen Hohen Kommis- 
sars im Saarland vom 16. November 1949 [Amts- 
blatt des Saarlandes vom 10. November 1949 
S. 1165] und Verfügung Nummer 52 — 7 des Chefs 
der französischen diplomatischen Mission im 
Saarland vom 21. Oktober 1952 [Amtsblatt des 
Saarlandes vom 25. Oktober 1952 S. 964]). Eine 
besondere Freigabe war nach französischer Auf- 
fassung auch für die Guthaben erforderlich, de- 
ren Sperre nach Kontrollratsgesetz Nummer 52 
aufgehoben wurde — • diese trat generell mit In- 
krafttreten des Saarvertrages nach Artikel 3 
Abs. 1 der Anlage Nummer 17 zum Saarvertrag 
außer Wirksamkeit — , sofern ein Guthaben 
gleichzeitig als nach der Verordnung Nummer 94 
gesperrt angesehen wurde. 

b) Die Reichsmarkguthaben von Nicht-Saarland- 
bewohnern waren zunächst von der Umwand- 
lung ausgenommen und gesperrt (Artikel 4 
Abs. 1 der Verfügung Nummer 47 — 46). 

aa) Die Guthaben von Bewohnern des Bundes- 
gebietes, die nicht schon bis zur Einführung 
der Deutschen Mark im Bundesgebiet bei 
einem Geldinstitut im Bundesgebiet dem Be- 
rechtigten gutgebracht worden waren (vgl. 
zu § 2 Nr. 6), konnten auf Grund des deutsch- 
französischen Clearing-Abkommens vom 

30. Juli 1952 (vgl. Instruktion 39 MC der 
französischen diplomatischen Mission vom 

31. Oktober 1952) auf Antrag dem Berech- 
tigten bei einem Institut im Bundesgebiet in 
Deutscher Mark gutgebracht werden (Um- 
rechnung des RM-Betrages auf Franken im 
Verhältnis 1 RM — 20 ffrs, des Franken- 
Betrages zum offiziellen Kurs in Deutsche 
Mark). Der DM-Gegenwert wurde den Insti- 
tuten im Bundesgebiet vom französischen 
Tresor zur Verfügung gestellt. Die Ansprü- 
che aus den Einlagen bei den saarländischen 
Instituten gingen auf den französischen Tre- 
sor über. 

bb) Guthaben von Bewohnern der Franken-Zone 
(außerhalb des Saarlandes) wurden auf An- 
trag umgewandelt, wenn der Berechtigte 
gegenüber der zuständigen französischen 
Behörde die von dieser geforderten Nach- 
weise über die rechtmäßige Herkunft des 
Geldes erbrachte (vgl. z. B. Verfügung der 
französischen Regierung vom 12. März 1948, 
Amtsblatt des Saarlandes vom 25. März 1948 
S. 339, Artikel 2 der Verfügung der franzö- 


sischen Regierung vom 8. Juli 1953 — - Jour- 
nal Officiel vom 11. September 1953 S. 8031). 

cc) Guthaben von Ausländern wurden auf An- 
trag umgestellt, wenn der Chef der franzö- 
schen diplomatischen Mission im Saarland 
der Umwandlung zustimmte (vgl. Verfügung 
der französischen Regierung vom 9. April 
1953); die Zustimmung wurde bei Nachweis 
des Wohnsitzes im Ausland erteilt. 

dd) Für die Guthaben von Personen in Mittel- 
deutschland und in den unter sowjetrussi- 
scher bzw. polnischer Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten war eine Umwand- 
lung nicht vorgesehen. 

2 . 

Die Nicht-Umwandlung eines der unter Buchstabe a 
und Buchstabe b Doppelbuchstaben aa bis cc fallen- 
den Guthabens beruht in der Regel darauf, daß ent- 
weder ein Antrag auf Umwandlung nicht gestellt 
wurde oder daß, sofern er gestellt war, die franzö- 
sische Verwaltung die Zustimmung zur Umwand- 
lung nicht oder nur hinsichtlich eines Teilbetrages 
erteilte. 

Die Gründe für die Unterlassung einer Antragstel- 
lung waren unterschiedliche. Kein Anlaß für das 
Absehen von einer Antragstellung war, wenn ein 
Berechtigter die in den französischen Vorschriften 
vorgesehenen Anmeldefristen (für Saarlandbewoh- 
ner bis zum 1. März 1954, für Bundesgebietsbewoh- 
ner bis zum 31. März 1953, für Ausländer bis zum 
31. Dezember 1953) versäumt hatte; diesen Fristen 
I legte die französische Verwaltung — sofern sie 
nicht überhaupt (wie bei Bundesgebietsbewohnern) 
Sollfristen waren — keine Ausschlußwirkung zu. In 
zahlreichen Fällen dürften die Berechtigten von der 
Umwandlungsmöglichkeit keine Kenntnis erhalten 
haben (z. B. Evakuierte, Verzogene, Vermißte). 
Dies gilt nicht zuletzt für die im Bundesgebiet an- 
sässigen Berechtigten, da die deutsch-französische 
Vereinbarung vom 30. Juli 1952 im Bundesgebiet 
nicht veröffentlicht wurde. Die kontoführenden In- 
stitute waren zwar bemüht, die Kontoinhaber unter 
Übersendung eines Antragsformulars von der Um- 
wandlungsmöglichkeit in Kenntnis zu setzen. In- 
folge der Kriegs- und Nachkriegsereignisse konnten 
sie jedoch vielfach die Kontoinhaber unter der 
ihnen bekannten letzten Anschrift nicht erreichen. 
Zum Teil dürfte auch bei Kontoinhabern aus devi- 
senrechtlichen oder sonstigen Rechts- oder finan- 
ziellen Gründen kein Interesse an einer Umwand- 
lung ihrer Guthaben bestanden haben. Eine be- 
schränkte Anzahl von Berechtigten dürfte von der 
Stellung eines Antrages deshalb Abstand genom- 
men haben, weil sie sich nicht in der Lage sah, den 
geforderten Nachweis über die Herkunft ihrer Gut- 
haben zu führen, obwohl die Anforderungen, die an 
diesen Nachweis gestellt wurden, im Laufe der 
Jahre herabgesetzt worden waren. Die französische 
Verwaltung war zwar bei der Prüfung der Frage, 
ob sie im Einzelfall diesen Nachweis als erbracht 
ansehen wolle, in zunehmendem Maße von dem Be- 
streben geleitet gewesen, möglichst auch die Zwei- 
felsfälle zu einem Abschluß zu bringen. Sie hat des- 
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halb seit 1954 in Fällen, in denen der Kontoinhaber 
nicht in der Lage war, den Nachweis des recht- 
mäßigen Erwerbs zu führen, andererseits jedoch der 
unrechtmäßige Erwerb nicht offenkundig war, den 
Berechtigten eine Regelung im Vergleichswege an- 
geboten. Der „Vergleich'' bestand darin, daß die 
franzöische Verwaltung ihre Bedenken zurück- 
stellte und der Umwandlung eines Teilbetrages 
eines Guthabens zustimmte, sofern sich der Berech- 
tigte damit einverstanden erklärte, daß er im Ergeb- 
nis finanziell so gestellt wurde, wie er gestanden 
hätte, wenn sein gesamtes Guthaben nach den im 
Bundesgebiet geltenden Vorschriften über die Um- 
wandlung eines Reichsmarkguthabens im Verhält- 
nis von 100 : 6,5 auf Deutsche Mark umgestellt und 
der DM-Gegenwert zum offiziellen Kurs der Deut- 
schen Mark zum Franken in die Franken-Zone 
transferiert worden wäre; auf jeden Anspruch auf 
den nicht umgewandelten Teil des Guthabens hatte 
der Berechtigte endgültig zu verzichten. Bis zum 
Ende der Übergangszeit sind auf diese Weise etwa 
600 Fälle geregelt worden. Etwa 220 Fälle mit 
einem Guthabenstand von insgesamt etwa 2,5 Mil- 
lionen Reichsmark waren zu diesem Zeitpunkt noch 
in der Schwebe. Der deutsch-französische Gemischte 
Gerichtshof (Artikel 42 des Saarvertrages) hat in 
seiner Entscheidung vom 9. Dezember 1958 — GGH 
— T 3/58 — festgestellt, daß der in seinem Wort- 
laut klare und deutliche Vergleich nicht angefochten 
werden könne und daß jeder Anspruch des ehema- 
ligen Kontoinhabers auf das an den französischen 
Tresor übertragene Reichsmarkguthaben ausge- 
schlossen sei. 


IIL 

Die (ungefähre) Anzahl und Höhe der von den Kre- 
ditinstituten im Saarland und dem Postscheckamt 
Saarbrücken noch geführten Reichsmarkguthaben, 
unterteilt nach Gläubigergruppen, ergibt sich aus 
nachstehender Übersicht: 


Lfd. 

Nr. 


Zahl Betrag 

Gläubiger der in 

Konten Mio RM 


1 Nicht angemeldete bzw. an- 

gemeldete, aber nicht umge- 
wandelte Guthaben von Per- 
sonen im Saarland und ihnen 
gleichgestelltenPersonen . . 64 000 19 

2 Nicht angemeldete Guthaben 

von Personen im Bundesge- 
biet und in Berlin (West) . . 2 100 3 

3 Nicht angemeldete Guthaben 

von Personen außerhalb des 
Saarlandes und des Bundes- 
gebietes 3 300 6 

4 Sperrkonten, die bis zum 
Ende der Übergangszeit nicht 
durch Vergleich umgestellt 

wurden 220 2,5 

5 Nach Kontrollratsgesetz Nr. 

52 gesperrte Guthaben der 
öffentlichen Hand .... 24 4,3 


Lfd. 

Nr. 

Gläubiger 

Zahl 

der 

Konten 

Betrag 

in 

Mio RM 

6 

Nostro-Guthaben von Geld- 
instituten im Bundesgebiet 
und in Berlin 

50 

13 

7 

Konten aus der Verwaltung 
ehemaligen NS-Vermögens . 

58 

17 

8 

Konten des französischen 
Tresors 

59 

24,5 


IV. 

Die Grundsätze, welche für die Umwandlung der 

Reichsmarkguthaben nach dem Entwurf maßgebend 

sind, sind folgende: 

1. Der Kreis der Guthaben, welche für eine Um- 
wandlung in Betracht kommen, bestimmt sich 
entsprechend den Grundsätzen, welche nach den 
Gesetzen zur Neuordnung des Geldwesens im 
Bundesgebiet einschließlich Berlin gelten. Nicht 
umzuwandeln sind deshalb insbesondere Gut- 
haben der öffentlichen Hand, die Guthaben der 
NSDAP, ihrer Gliederungen und Einrichtungen 
sowie die Guthaben der Geldinstitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkasssen im Bun- 
desgebiet (außerhalb des Saarlandes) einschließ- 
lich Berlin (Näheres vgl. zu § 2). 

Im übrigen sind die Guthaben — entsprechend 
den Guthaben bei Geldinstituten im Bundesge- 
biet — generell umwandlungsfähig, d. h. unbe- 
schadet, ob der Berechtigte an einem bestimmten 
Stichtag im Bundesgebiet einschließlich Berlin, 
in Mitteldeutschland, in den besetzten Ostgebie- 
ten oder im Ausland ansässig war oder ist (§ 1). 

2. Die Umwandlung erfolgt im Verhältnis von 
100 Reichsmark = 6,5 Deutsche Mark, d. h. zu 
demselben Satz, der für die Umwandlung der 
Guthaben bei Geldinstituten im Bundesgebiet 
maßgeblich war. Insoweit die Voraussetzungen 
des Gesetzes zur Milderung von Härten der 
Währungsreform (Altsparergesetz) erfüllt sind, 
erhält der Berechtigte außerdem 13,5 v. H. als 
Altsparerentschädigung (§ 12). 

3. Die Umwandlung erfolgt auf Antrag des Berech- 
tigten, nicht kraft Gesetzes. Hierdurch wird die 
Entstehung sogenannter „toter Konten" zu 
Lasten der öffentlichen Hand vermieden. Im In- 
teresse einer beschleunigten Durchführung des 
Gesetzes ist die Stellung eines Antrages bis zum 
31. Dezember 1961 befristet {§ 5). 

4. Die Umwandlung wird von den kontoführenden 
Instituten durch Gutschrift des DM-Gegenwertes 
mit Wirkung vom 1. Januar 1961 vorgenommen 
(§ 7). Die Umwandlung setzt, da die Institute sich 
im Besitz der Kontounterlagen befinden, keinen 
Nachweis des Berechtigten über Bestand und 
Höhe seinets Guthabens voraus. Um in Fällen un- 
rechtmäßigen Erwerbs die öffentliche Hand in 
die Lage zu versetzen, eventuelle Herausgabe- 
oder Schadenersatzansprüche gegen den Konto- 
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Inhaber geltend zu machen, haben die Institute 
unter bestimmten Voraussetzungen der Ober- 
finanzdirektion Saarbrücken von der Umwand- 
lung eines Kontos Mitteilung zu machen (§ 8). 

5. Die Institute erhalten zum Ausgleich der ihnen 
aus den DM-Gutschriften entstehenden Verbind- 
lichkeiten einen verzinslichen Deckungsanspruch 
gegen den Bund mit Wirkung vom 1. Januar 
1961 (§ 9). Der Bund gewährt als Deckung Kas- 
senmittel. 

V. 

Die Belastung des Bundes aus dem Gesetz 

Die Höhe des Deckungsanspruchs der Anmelde- 
stellen (§ 9 Abs. 1) wird auf ca. 1,66 Millionen 
Deutsche Mark geschätzt. Dabei wird unterstellt, 
daß von den rd. 70 000 Konten über ca. 30 Millio- 
nen Reichsmark, die im Höchstfälle zur Anmeldung 
kommen können, 80 v. H. angemeldet und aner- 
kannt werden. 

Hieraus folgt, daß der Gesamtbetrag der Ansprüche 
der Institute auf Vergütung — 2 Deutsche Mark lür 
jeden bearbeiteten Umwandlungsantrag (§ 11 

Abs. 1) — sich voraussichtlich auf etwa 115 000 Deut- 
sche Mark belaufen wird. Die von den Instituten 
auf die erhaltene Vergütung zu entrichtende Um- 
satzsteuer ist ihnen entsprechend der Verwaltungs- 
übung in gleichgelagerten Fällen (vgl. Erlaß des 
Bundesministers der Finanzen vom 10. Juli 1959 
— IV A 2 — S. 4139 - — 6/59) vom Bund zu ersetzen. 

Darüber hinaus entstehen dem Bund durch die Aus- 
führung des Gesetzes keine zusätzlichen Personal- 
und Sachausgaben. Den Ländern, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden entstehen keine Kosten. 

Besonderes 

Zu § 1 

§ 1 räumt den Inhabern von Reichsmarkguthaben 
bei Kreditinstituten im Saarland und beim Post- 
scheckamt Saarbrücken, sofern die Voraussetzungen 
des Gesetzes erfüllt sind, einen Anspruch auf Um- 
wandlung ihrer Guthaben in Deutsche-Mark-Gut- 
haben ein. 

Reichsmarkguthaben im Sinne dieser Vorschrift 
sind solche Guthaben, die am 15. Juni 1947, d. h. 
im Zeitpunkt der Einführung der sogenannten 
„Saarmark", bestanden haben und im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes noch bestehen. Zu 
den Guthaben, die am 15. Juni 1947 bestanden, rech- 
nen auch die Reichsmarkbeträge, die nach diesem 
Zeitpunkt auf Grund der in Artikel 5 der Verord- 
nung Nr. 94 angeordneten Hinterlegung von Reichs- 
marknoten und -scheinen einem Konto gutgebracht 
worden sind oder die nach § 4 des Gesetzes gut- 
gebracht werden. Sonstige nach dem 15. Juni 1947 
auf Konten gutgebrachte Markbeträge sind auf 
Grund der währungsrechtlichen Vorschriften im 
Saarland auf Franken umgestellt worden. Guthaben 
im Sinne von § 1 sind auch die Postscheck- und 
Postsparguthaben beim Postscheckamt Saarbrücken. 
Diese Guthaben sind nicht auf Grund der Vorschrift 
des § 1 Abs. 1 des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1747), nach der Ansprüche gegen die Deutsche 


I Reichspost grundsätzlich erloschen sind, erloschen. 
Denn die Ansprüche aus diesen Guthaben richteten 
sich am 15. Juni 1947 nicht mehr gegen die Deutsche 
Reichspost, sondern gegen die Saarländische Post. 

Die Institute, welche die Reichsmarkkonten führen 
müssen, sind die saarländischen Haupt- oder Zweig- 
, niederlassungen einer Bank, Sparkasse, Kredit- 
I genossenschaft oder eines ähnlichen Instituts sowie 
I das Postscheckamt Saarbrücken. Nicht zu ihnen ge- 
: hört die Saarländische Rediskontbank; diese wurde 
I nach Maßgabe von Artikel 8 Abs. 7 des Saarvertra- 
! ges liquidiert; ihre im Zeitpunkt der Auflösung noch 
1 bestehenden Verbindlichkeiten sind auf das Saar- 
j land übergegangen. 

I Umwandlungsfähig sind alle Reichsmarkguthaben, 
j sofern sie nicht nach § 2 erlöschen. Umwandlungs- 
: fähig sind somit auch die Guthaben, die bisher der 
; Sperre nach Artikel 9 der Verordnung Nr. 94 unter- 
I lagen. Durch dieses Gesetz verliert die Bestimmung 
I des Artikels 3 Nr. 2 der Anlage 17 zum Saarvertrag, 
nach welcher die Verordnung Nr. 94 und die auf 
j Grund dieser Verordnung erlassenen Durchfüh- 
! rungsbestimmungen auch nach Inkrafttreten des 
I Saarvertrages in Kraft geblieben sind, ihre Wirk- 
: samkeit. 

, Zur Zahl der umwandlungsfähigen Konten und ihres 
Reichsmark-Nennbetrages vgl. Allgemeines 111., 
lfd. Nr. 4. 

Die Umwandlung erfolgt zu dem Umwandlungssatz 
von 6,5 Deutsche Mark für 100 Reichsmark. Die 
Gläubiger werden somit so gestellt wie die Inhaber 
von Guthaben bei Geldinstituten im Währungs- 
gebiet, 

Es war erwogen worden, ob die Berechtigten nicht 
so gestellt werden müßten, wie sie gestanden hät- 
ten, wenn ihre Guthaben zunächst in Franken um- 
gestellt worden wären und dann in Deutsche Mark. 

I ln diesem Falle wäre der Umwandlungssatz 
100 Reichsmark -- 17,014 Deutsche Mark. Außer der 
grundsätzlichen währungsrechtlichen Erwägung, daß 
i der in einem Bundesgesetz festgelegte Umwand- 
I lungssatz dem im Bundesgebiet allgemein gelten- 
: den Recht entsprechen sollte, sprach gegen eine 
Besserstellung der Guthaben-Gläubiger saarländi- 
scher Kreditinstitute gegenüber den entsprechenden 
Gläubigern von Instituten im Bundesgebiet die Er- 
wägung, daß die Ermöglichung der Umwandlung auf 
I Grund dieses Gesetzes an sich schon ein Entgegen- 
, kommen gegenüber den Gläubigern darstellt, die 
ihren nach den französischen Vorschriften gegebe- 
nen Anspruch auf Umwandlung infolge Fristablaufs 
verloren haben. Außerdem war zu berücksichtigen, 
daß die Gläubiger, deren Guthaben vor dem Ende 
der Übergangszeit im Vergleichswege auf Franken 
umgestellt worden waren (vgl. Allgemeines II., 2.), 
im Ergebnis — auf Deutsche Mark umgerechnet — 
ebenfalls nur 6,5 v. H. erhalten haben. 

Zu § 2 

; Diese Vorschrift ordnet das Erlöschen solcher Gut- 
haben an, an deren Umwandlung aus finanziellen, 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Überlegungen kein 
: begründetes Interesse besteht. 


7 



Drucksache 2233 


Deutscher Bundestag • — 3. Wahlperiode 


Auch wenn anläßlich der Umstellung der Reichs- 
mark-Währung im Saarland im Jahre 1947 hinsicht- 
lich des Erlöschens von Guthaben nicht dieselben 
Grundsätze gegolten haben wie bei der Währungs- 
umstellung vom 20. Juni 1948, ist es sachlich ge- 
boten, in einem Bundesgesetz, das die Umwandlung 
der bisher noch nicht umgewandelten Guthaben 
regelt, die Grundsätze zur Anwendung zu bringen, 
die insoweit in den Gesetzen zur Neuordnung des 
Geldwesens und sonstigen Kriegsfolgegesetzen im 
Bundesgebiet festgelegt sind, § 2 Nr, 1 bis 4 ent- 
spricht deshalb grundsätzlich § 32 Abs. 1 des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes, der seinerseits wieder 
entsprechende Vorschriften des Gesetzes zur Neu- 
ordnung des Geldwesens übernommen hat. 

Das Erlöschen der Guthaben, die den unter Num- 
mer 1 bis 3 aufgeführten Personen und Einrichtun- 
gen zustehen, ist aus der Erwägung gerechtfertigt, 
daß diese Gläubiger entweder — wie der Bund — 
zugleich Schuldner der aus einer Umwandlung ent- 
stehenden Deckungsverbindlichkeit würden oder 
daß sie im Rahmen der Währungsgesetze oder son- 
stiger Gesetze öffentliche Mittel zur Neuordnung 
ihrer finanziellen Verhältnisse nach der Währungs- 
umstellung von 1948 erhalten haben (z. B. Erst- 
ausstattung, Ausgleichsforderungen). Da die Nostro- 
Guthaben saarländischer Geldinstitute auf Franken 
umgestellt worden sind, ist das Erlöschen derartiger 
Guthaben in Nummer 2 auf die Guthaben von Geld- 
instituten im Bundesgebiet einschließlich Berlin 
(außerhalb des Saarlandes) beschränkt. 

Insoweit Guthaben der NSDAP und ihrer Organisa- 
tionen sowie Guthaben von militärischen und mili- 
tärähnlichen Organisationen nicht schon nach Arti- 
kel 5 und 6 der Verordnung Nr. 49 — -24 des Fran- 
zösischen Hohen Kommissars im Saarland vom 
28. Juni 1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 611) er- 
loschen sind, erlöschen sie nach Nummer 4. Die auf 
das Saarland lautenden Konten (z. B. die Konten des 
Landesamtes Saar — Vermögenskontrolle), denen 
auf Grund der nach Kontrollratsgesetz Nr. 52 ange- 
ordneten Treuhandverwaltung Erträgnisse (z. B. 
Miet- und Pachteinnahmen für die Benutzung ehe- 
mals der NSDAP gehörenden Mobilien oder Immo- 
bilien; Darlehnsrückzahlungen) gutgebracht worden 
sind, dürften schon nach Nummer 1 erlöschen. 

Nummer 5 stellt ausdrücklich klar, daß auch die 
Guthaben, die nach Artikel 58 Abs. 2 des Saarver- 
trages vom französischen Tresor auf den Bund 
übergegangen sind, erlöschen. Hierbei handelt es 
sich um Guthaben, die am 16. Juni 1947 entweder 
einer Person im Bundesgebiet oder einer Person im 
Saarland zugestanden haben. 

Sofern derartige Guthaben ursprünglich einer Per- 
son im Bundesgebiet zugestanden haben, beruht ihr 
Übergang auf den französischen Tresor auf folgen- 
dem Vorgang: 

Die saarländischen Schuldnerinstitute hatten auf 
Weisung der französischen Stellen (vgl. Instruktion 24 
MC des Französischen Hohen Kommissars im Saar- 
land vom 10. März 1948) nach Einführung der Fran- 
ken-Währung im Saarland und vor Einführung der 
DM-Währung im Bundesgebiet ihre Reichsmark- 


Verbindlichkeiten gegenüber Bewohnern von West- 
: deutschland zu erfüllen. Insoweit ihnen hierfür 
keine eigenen Reichsmark-Mittel zur Verfügung 
standen, wurden ihnen die erforderlichen Reichs- 
mark-Beträge vom französischen Schatzamt gegen 
Übertragung der bei ihnen zugunsten der westdeut- 
schen Gläubiger geführten Reichsmarkguthaben zur 
Verfügung gestellt. 

Reichsmarkguthaben, die Personen im Saarland zu- 
standen, gingen dann und insoweit auf den fran- 
zösischen Tresor über, als im Falle einer Befriedi- 
gung dieser Gläubiger im Vergleichswege (vgl. All- 
gemeines II. 2.) diese auf die Umwandlung eines 
Teiles ihrer Guthaben verzichteten. 

Da der Bund im Falle der Umwandlung dieser Gut- 
haben zu seinen Gunsten den Instituten die erfor- 
derlichen Deckungsmittel zur Verfügung stellen 
müßte, ist ihr Erlöschen angebracht. 

Zu § 3 

Sofern die Institute nach dem 15. Juni 1947 Zinsen 
auf Reichsmarkguthaben nicht mehr gutgeschrieben 
haben — was durchweg der Fall gewesen sein 
dürfte — , ist davon auszugehen, daß eine Rechts- 
; Pflicht zur Verzinsung nicht mehr besteht. Der Aus- 
schluß einer nachträglichen Gutschrift von Zinsen in 
§ 3 trägt dieser Rechtslage Rechnung. 

Zu § 4 

Infolge der militärischen und politischen Ereignisse 
I von 1944/45 ist bei den saarländischen Kredit- 
' Instituten und beim Postscheckamt in Saarbrücken 
eine Anzahl von Überweisungsaufträgen und Ein- 
zahlungen nicht mehr gutgebracht worden. Für diese 
stellt Absatz 1 klar, daß die Gutschrift oder Wieder- 
gutschrift noch vorgenommen werden darf, wenn 
sie nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen in 
Reichsmark zu vollziehen gewesen wäre. Diese 
Vorschrift entspricht § 9 Satz 1 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes vom 21. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1439). 

Während Absatz 1 nicht mehr ausgeführte Gut- 
schriftsaufträge betrifft, in welchen der zu Lasten 
und / oder zugunsten eines Kontos erteilte Über- 
weisungsauftrag nicht mehr durchgeführt wurde, 
enthält Absatz 2 eine Sonderregelung für von der 
Deutschen Reichspost nicht mehr ausgezahlte Post- 
anweisungen und nicht mehr zurückgezahlte Zahl- 
kartenbeträge. Im einzelnen ist zu Absatz 2 folgen- 
des zu bemerken: 

Auf Grund einer Anordnung des Regierungspräsi- 
diums Saar vom 5. April 1946 konnten Forderungen 
gegen das Reich, die Wehrmacht usw., die aus der 
Zeit vor der Besetzung des Saarlandes durch die 
alliierten Mächte rührten, bei einer Anmeldestelle 
in Saarbrücken angemeldet werden. Zahlreiche Post- 
benutzer ließen ihre Ansprüche aus steckengeblie- 
I benen Postanweisungen, Zahlkarten und über- 
I Weisungsaufträgen bei dieser Anmeldestelle regi- 
j strieren. Hierüber erhielten sie eine Bescheinigung, 
j Nach einer Stellungnahme des Französischen Hohen 
! Kommissars vom 22. April 1948 durfte die saar- 
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ländische Post aus Billigkeitserwägungen die s. Z. 
auf Grund der Deutschen Reichspost erteilten Geld- 
anweisungen nicht mehr zur Auszahlung gelangten 
Reichsmarkbeträge dem Absender im Verhältnis 
von 1 Reichsmark = 20 Franken zurückerstatten. 
Voraussetzung hierfür war, daß der Zahlungsauf- 
trag im Saarland erteilt war, d. h. der zu über- 
mittelnde Betrag im Saarland eingezahlt oder der 
Auftrag im Saarland lastgebucht worden war, und 
außerdem der Berechtigte (Absender) seinen Wohn- 
sitz im Saarland hatte. Die saarländische Post hat 
dementsprechend alle Anspruchsberechtigten befrie- 
digt, die ihre Ansprüche bei ihr angemeldet haben. 

Unberücksichtigt blieben Ansprüche, die bei der 
oben erwähnten Anmeldestelle in Saarbrücken an- 
gemeldet worden waren und die der Saarländischen 
Post nicht bekannt wurden; viele Anspruchsberech- 
tigte hatten die Anmeldung bei der Anmeldestelle 
für ausreichend gehalten und ihre Ansprüche nicht 
auch bei der Post angemeldet. Es erscheint geboten, 
diesen Anspruchsberechtigten, auch soweit sie nicht 
unter Absatz 1 fallen, die Befriedigung ihrer An- 
sprüche in Deutscher Mark zu ermöglichen. 

Absatz 2 Satz 1 besimmt deshalb, daß Reichsmark- 
beträge, die mittels Postanweisungen im Saarland 
für Empfänger innerhalb und außerhalb des Saar- 
landes eingezahlt, jedoch nicht ausgezahlt worden 
waren, einem Konto beim Postscheckamt Saar- 
brücken gutgeschrieben werden dürfen. Von dem 
Antrag des Absenders wird es abhängen, ob die 
Gutschrift zu seinen Gunsten oder zugunsten des 
Empfängers vorzunehmen ist. 

Darüber hinaus ist es im’ Interesse einer gleich- 
mäßigen Behandlung der Postbenutzer notwendig, 
die früher im Bundesgebiet (außerhalb des Saar- 
landes) für steckengebliebene Postanweisungen ge- 
troffene weitergehende Regelung auch im Saarland 
zur Anwendung zu bringen. Im Bundesgebiet hat 
die Deutsche Bundespost — gestützt auf die Zustän- 
digkeitsbestimmung des § 13 des Postgesetzes — 
zunächst Ansprüche aus steckengebliebenen Auf- 
trägen nur anerkannt, wenn die Beträge im Bereich 
der Bundesrepublik eingezahlt oder lastgebucht wor- 
den waren. In Auswirkung des Urteils des Bundes- 
gerichtshofes vom 6. Februar 1953 — I Z R 80/52 — 
hat sie auch die Ansprüche aus steckengebliebenen 
Überweisungen, Zahlkarten und Postanweisungen 
bedient, wenn diese im Bereich der früheren Deut- 
schen Reichspost außerhalb des Bundesgebietes last- 
geschrieben oder eingezahlt und zur Gutschrift oder 
Auszahlung im Bundesgebiet bestimmt waren (vgl. 
Amtsblatt des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen 1954 Nummer 1). 

Satz 1 letzter Halbsatz trägt dieser Regelung für 
Postanweisungen für das Saarland Rechnung. Für 
Postüberweisungen und Zahlkarten vgl. Absatz 1. 

Zum Teil konnten Reichsmarkbeträge, die mittels 
Zahlkarte auf ein Postscheckkonto eingezahlt wer- 
den sollten, diesem nicht gutgebracht werden (z. B. 
weil das Konto nicht mehr bestand oder die Konto- 
bezeichnung unzutreffend war). Nach den Vorschrif- 
ten der Postscheckordnung ist in derartigen Fällen 
der überweisungsbetrag dem Absender auszubezah- 


len. Nach Satz 2 findet auf derartige Fälle Satz 1 
entsprechende Anwendung. 

Die Einschaltung der Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken (Absatz 3) soll der öffentlichen Hand ge- 
währleisten, daß Gutschriften oder Wiedergut- 
schriften nicht ungerechtfertigt erteilt werden. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift betrifft das Umwandlungsverfah- 
ren. Dieses ist im Interesse der Berechtigten wie der 
Institute so einfach wie möglich gehalten. 

Nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt die Umwandlung auf 
Antrag. Das technisch einfachere Verfahren einer 
Umwandlung kraft Gesetzes konnte deshalb nicht 
vorgesehen werden, weil in den Fällen, in welchen 
ein Kontoinhaber seine Ansprüche nicht mehr 
geltend macht (sog. tote Konten), der Zwang zur 
Zurverfügungstellung des DM-Gegenwertes den In- 
stituten einen unangebrachten Vorteil zu Lasten der 
öffentlichen Pland verschaffen würde. 

Zur Form des Antrages vgl. § 6. 

Die Antragstellung hat grundsätzlich durch den Be- 
rechtigten zu erfolgen. Bei Gemeinschaftskonten 
kann jeder Berechtigte den Antrag stellen (Absatz 2). 
In Fällen der Kriegsgefangenschaft, Internierung 
oder Verschollenheit des Berechtigten gilt die Son- 
j derregelung des Absatzes 3. Diese entspricht § 3 
Abs. 4 des Zweiten Umstellungsergänzungsgesetzes 
vom 23. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 285) und 
! § 41 Abs. 2 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes. 
Besteht an einem Guthaben ein Pfandrecht oder ein 
sonstiges Recht eines Dritten, so kann auch dieser 
die Umwandlung beantragen (Absatz 4). 

' Der Antragsteller hat auf Verlangen der Anmelde- 
stelle dieser gegenüber seine Berechtigung zur An- 
tragstellung nachzuweisen. 

Im Interesse einer beschleunigten Durchführung des 
I Gesetzes ist die Stellung eines Antrages bis zum 
i 31. Dezember 1961 befristet. Nach Ablauf dieser 
; Frist kann nur unter den Voraussetzungen des Ab- 
I Satzes 1 Satz 2 letzter Halbsatz die Antragstellung 
I nachgeholt werden. 

; Zu § 6 

Für die Form der Antragstellung sieht das Gesetz 
im Hinblick darauf, daß bei dem einzelnen Institut 
nur eine geringe Anzahl von Anträgen eingehen 
wird und deshalb eine technische Erleichterung der 
Bearbeitung der Anträge durch einheitliche, amtlich 
vorgeschriebene Antragsformulare nicht geboten er- 
^ scheint, keine zwingenden Formvorschriften vor. 

Der Antrag soll jedoch die in § 6 aufgeführten An- 
i gaben, die von den Instituten für eine reibungslose 
; Bearbeitung der Anträge benötigt werden, ent- 
, halten. 

I Zu § 7 

Die Bearbeitung eines Umwandlungsantrages ob- 
liegt dem kontoführenden Institut in eigener Ver- 
antwortung. Sieht es die Voraussetzungen der Um- 
wandlung als gegeben an, so hat es dem Berechtigten 


9 



Drucksache 2233 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


den sich aus der Umwandlung ergebenden Betrag in 
Deutscher Mark gutzubringen. Entsprechendes gilt, 
wenn ein Anspruch auf Umwandlung im gericht- 
lichen Verfahren anerkannt wird (Absatz 1 Satz 1, 
Absatz 4). 

Die Gutschrift erfolgt mit Wertstellung vom 1. Ja- 
nuar 1961 (Satz 2). Unter Berücksichtigung des Um- 
standes, daß die Umwandlung der Guthaben in 
Franken grundsätzlich schon auf Grund der französi- 
schen Vorschriften hätte erfolgen können und daß 
die Gewährung eines Anspruches auf Umwandlung 
in Deutsche Mark ein Entgegenkommen gegenüber 
den Gläubigern darstellt, welche die vorgeschriebe- 
nen Fristen nicht wahrgenommen haben, erscheint 
es gerechtfertigt, für die Wertstellung keinen zeit- 
lich weiter zurückliegenden Zeitpunkt zu wählen. 

Die Gutschrift ist vom 1. Januar 1961 an zu ver- 
zinsen. Die Höhe der Verzinsung hängt von der Art 
und Weise der Gutschrift — als Sparguthaben oder 
als Sichteinlage — ab. Reichsmarkguthaben, die am 
15. Juni 1947 als Sparguthaben geführt worden 
waren, sind in Deutscher Mark als Sparguthaben mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist zu führen, alle übrigen 
umgewandelten Guthaben grundsätzlich als Sicht- 
einlagen (Absatz 2). 

Hält die Anmeldestelle die Voraussetzungen der 
Umwandlung ganz oder teilweise nicht für gegeben, 
so hat sie den Antrag abzulehnen. Der Anmelder ist 
hierüber in der in Absatz 3 vorgeschriebenen Weise 
zu unterrichten. Er hat sich innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten darüber schlüssig zu werden, ob 
er seinen Anspruch auf Umwandlung in einem Zivil- 
prozeß gegen das kontoführende Institut geltend 
machen will (Absatz 4). 

Zu § 8 

Das Gesetz macht die Umwandlung der Guthaben 
nicht vom Nachweis des rechtmäßigen Erwerbs der 
auf den Konten gutgebrachten Gelder oder von an- 
deren Nachweisen abhängig. Insoweit der Nenn- 
betrag des „Saarlandbewohner-Kontos" unter 10 000 
Reichsmark liegt — wie in der überwiegenden An- 
zahl der Fälle — , wäre seine Umwandlung, sofern 
Umwandlungsantrag gestellt worden wäre, auch 
nach den französischen Vorschriften ohne besonde- 
ren Nachweis erfolgt (vgl. Instruktion 38 MC vom 
30. Oktober 1952). Es besteht kein Anlaß, heute in 
derartigen Fällen strengere Beweisforderungen zu 
stellen. 

Auch in der beschränkten Anzahl von Fällen, in 
denen nach der am Ende der Übergangszeit im Saar- 
land geltenden Rechtslage die Umwandlung eines 
Guthabens von dem Nachweis der rechtmäßigen 
Herkunft der Gelder abhängig war (bei Saarland- 
bewohner-Konten, sofern der Kontostand am 16. Juni 
1947 den Kontostand am 31. Dezember 1945 um mehr 
als 10 000 Reichsmark überstieg, Guthaben von Per- 
sonen in der Franken-Zone außerhalb des Saar- 
landes), macht das Gesetz die Umwandlung auf 
Deutsche Mark nicht von einem entsprechenden 
Nachweis abhängig, obwohl der Umstand, daß der- 
artige Guthaben nicht auf Franken umgestellt wor- 
den sind, den Verdacht nahelegt, daß der Berech- 


] tigte den vorgeschriebenen Nachweis nicht erbringen 
konnte und kann. Maßgebend für die gesetzliche 
Regelung ist die Erwägung, daß die Nicht-Umwand- 
I lung zu einer Art „Bestrafung" des Berechtigten 
' führen würde. Es erscheint jedoch rechtspolitisch be- 
! denklich, etwaige Steuerdelikte, Vermögensdelikte 
! oder verbotene Schwarzhandelsgeschäfte aus der 
Zeit von 1945 bis 1947 nach eingetretener Verjäh- 
I rung der Steueransprüche und der Strafverfolgung 
i heute noch durch Nichtumwandlung von Guthaben 
zu „bestrafen", deren Erwerb im Zusammenhang 
I mit solchen Delikten stehen könnte. Zu berück- 
I sichtigen war ferner, daß in den Fällen, in welchen 
ein Berechtigter in den Jahren zwischen 1945 und 
1947 sich eines Steuer- oder Vermögensdeliktes 
schuldig gemacht hat, durch die Nicht-Umwandlung 
des gesamten nach den französischen Vorschriften 
gesperrten Guthabens u. U. ein viel höherer Betrag 
praktisch für verfallen erklärt würde, als die nicht 
j erfüllte Steuerschuld oder die wegen Steuerhinter- 
ziehung verwirkte Geldstrafe im Falle rechtzeitiger 
Strafverfolgung betragen hätte. Überdies schien es 
nicht vertretbar, von dem Betroffenen im Jahre 1961 
I den Nachweis zu verlangen, daß er vor 1947 die er- 
I wähnten Delikte nicht begangen bzw. die Geld- 
I beträge rechtmäßig erworben habe. 

! Auch wenn das Gesetz sich somit für eine generelle 
Umwandlung aller Guthaben ohne besondere Nach- 
weise über die Herkunft der Gelder entschied, 
konnte es doch nicht unberücksichtigt lassen, daß 
der Fiskus möglicherweise Schadenersatz- oder Be- 
reicherungsansprüche gegen Kontoinhaber — unbe- 
' schadet, ob sie innerhalb oder außerhalb des Saar- 
landes ansässig sind — auf Grund unrechtmäßigen 
Erwerbs der gutgeschriebenen Beträge hat. Um dem 
Fiskus, der durch die Zurverfügungstellung der 
Deckungsmittel die Umwandlung der Guthaben er- 
möglicht, Erkenntnismöglichkeiten zu verschaffen, 
j die ihn u. U. in die Lage versetzen, sich über die 
Geltendmachung eventueller Ansprüche gegen einen 
Kontoinhaber schlüssig zu werden, sieht § 8 vor, 

I daß die Institute in allen Fällen, in denen der Konto- 
! stand eines Kontos am 16. Juni 1947 den Kontostand 
am 31. Dezember 1945 um mehr als 10 000 Reichs- 
mark übersteigt, der Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken von der Umwandlung des Kontos Kenntnis 
zu geben haben. 

^ Zu § 9 

, Wären die Reichsmarkguthaben vor dem Ende der 
I Übergangszeit umgewandelt worden, so hätten die 
' kontoführenden Institute für die sich aus den 
' Franken-Gutschriften ergebenden Verbindlichkeiten 
j Deckung im Rahmen der von der französischen 
j Regierung gewährten Garantie (Artikel 2 des Ge- 
setzes zur Einführung der französischen Währung 
im Saarland — Nr. 47 — 2158 vom 15. November 
1947 — • Amtsblatt der Verwaltungskommission im 
Saarland S. 904) erhalten. Wären die Guthaben im 
' Rahmen der Währungsumstellung vom 20. Juni 1948 
I auf Deutsche Mark umgewandelt worden, so hätten 
die kontoführenden Institute ebenfalls Deckung 
durch die öffentliche Hand (Ausgleichsforderungen) 

I nach Maßgabe der Vorschriften zur Neuordnung des 
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Geldwesens erhalten. Es ist deshalb in Fortführung 
dieser Grundsätze angemessen, daß der Bund, auf 
welchen die währungsrechtliche Gesetzgebungs- 
kompetenz im Saarland übergegangen ist, den In- 
stituten Deckung gewährt. 

Absatz 1 legt den Anspruch, der Institute gegen den 
Bund auf Deckung nach Grund und Höhe fest. Die 
Institute haben Anspruch auf Deckung in Höhe des 
Betrages, in welchem sie Gutschrift in Deutsche 
Mark erteilen. Bezüglich der Überprüfung der Recht- 
mäßigkeit der Gutschrifterteilung vgl. Abs. 4. Der 
Bund beabsichtigt, die Ansprüche der Institute mit 
Kassenmitteln zu erfüllen. Da die Institute die 
Deckungsmittel erst nach dem 1. Januar 1961 
erhalten, sie andererseits ihre Einlageverbindlich- 
keiten von diesem Zeitpunkt an nach Maßgabe von 
§ 7 Abs. 2 zu verzinsen haben, müssen sie auch 
Deckung für ihre Zinsverbindlichkeiten erhalten. 
Satz 2 sieht deshalb eine Verzinsung des Deckungs- 
anspruches nach Satz 1 mit einem Durchschnittszins- 
satz von 3 V. H. vom 1. Januar 1961 an bis zum 
Zeitpunkt seiner Erfüllung vor. 

Die Anträge auf Zuteilung der Deckung sind an die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken zu richten. Eine 
Frist für die Stellung der Anträge ist nicht vor- 
gesehen, da unterstellt werden kann, daß die Insti- 
tute diese Anträge unverzüglich stellen werden. Ab- 
satz 3 gibt der Oberfinanzdirektion die Möglichkeit, 
die von ihr vorzunehmende Nachprüfung der sach- 
lichen Richtigkeit der angeforderten Beträge sowie 
der Rechtmäßigkeit der diesen zugrunde liegenden 
Gutschriften zugunsten der Berechtigten sachgemäß 
durchzuführen. 

Insoweit die Oberfinanzdirektion den geltend ge- 
machten Deckungsanspruch als sachlich richtig fest- 
stellt, teilt sie den Instituten den festgestellten Be- 
trag zu (Absatz 4). 

Zu § 10 

Entsprechend der in den Gesetzen zur Neuordnung 
des Geldwesens üblichen Regelung (vgl. z. B. § 31 
Abs. 1 des Umstellungsergänzungsgesetzes) werden 
Gebühren und Auslagen für das Verfahren bei der 
Anmeldestelle nicht erhoben. 

Zu § 11 

Die Institute, welche von den Berechtigten keine 
Gebühren und Auslagen erheben dürfen (§ 10), er- 
halten für ihre Mitwirkung bei der Durchführung 
des Gesetzes vom Bund für jeden von ihnen 
bearbeiteten Antrag eine Pauschalvergütung von 


I 2 Deutsche Mark (Absatz 1 Satz 1). Dieser Satz er- 
scheint angemessen. Die arbeitsmäßige Belastung 
i der Institute dürfte, da die Anerkennung der Um- 
wandlungsfähigkeit von keinen besonderen Nach- 
^ weisen abhängig ist, nicht erheblich sein. 

' In den zahlenmäßig nicht geringen Bagatellfällen 
I würde die Belastung der öffentlichen Hand in 
I keinem Verhältnis zu dem wirtschaftlichen Effekt 
I der Einbeziehung derartiger Guthaben in dieses 
i Gesetz stehen. Ihr Ausschluß von der Umwandlung 
lag deshalb nahe. Auf Wunsch insbesondere des 
Verbandes des Kreditgewerbes im Saarland e. V. 
sollen diese Guthaben, bei denen es sich über- 
wiegend um Sparguthaben handeln dürfte, im Inter- 
esse der Förderung des Spargedankens jedoch in die 
Umwandlung mit einbezogen werden. Von einem 
Ausschluß der Bagatellguthaben von der Umwand- 
lung wurde daher im Hinblick auf die von den 
Instituten erklärte Bereitschaft, die Bagatellfälle 
ohne Vergütung zu bearbeiten, abgesehen (Ab- 
' Satz 1 Satz 2). 

Absatz 2 regelt die Geltendmachung und Fest- 
stellung des Anspruchs auf Vergütung und die Zu- 
teilung derselben. Aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung dürfen die Anträge auf Zahlung der 
; Vergütung nur gemeinsam mit den Anträgen auf 
1 Zuteilung der Deckung gestellt werden. 

Zu § 12 

Es ist angemessen, daß auf die bei saarländischen 
Geldinstituten unterhaltenen und nach dem vor- 
liegenden Gesetz in Deutsche Mark umzuwandeln- 
den Reichsmark-Spareinlagen und diesen gleich- 
gestellten Geldeinlagen, welche die Voraussetzun- 
gen des Altsparergesetzes erfüllen, ebenso wie auf 
I entsprechende Einlagen bei Geldinstituten im Bun- 
i desgebiet (außerhalb des Saarlandes) die Altsparer- 
entschädigung in Höhe von 13,5 v. H. gewährt wird. 

I § 12 erweitert deshalb durch Einfügung der Num- 
mer 1 die Vorschrift des § 26 des Gesetzes zur Ein- 
führung von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts 
im Saarland vom 30. Juli 1960, durch welchen das 
Altsparergesetz in beschränktem Umfange im Saar- 
I land eingeführt worden ist. 

I 

§ 13 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 14 

bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 1 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- i 
desrates das nachstehende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch § 12 des Gesetzentwurfs wird u. a. ein Zu- 
stimmungsgesetz, nämlich das Gesetz zur Einfüh- 
rung von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts 
im Saarland vom 30. Juli 1960 (BGBl. I S. 637) 
geändert. Nach ständiger Auffassung des Bun- 
desrates bedarf deshalb das Änderungsgesetz 
auch seiner Zustimmung. Ferner folgt die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des Gesetzes daraus, daß j 
in dem nachstehend unter Nr. 2 vorgeschlagenen i 
§ 11a die Einrichtung der Behörden und des I 
Verwaltungsverfahrens geregelt werden. 

2. Nach § 11 ist folgender § 11 a einzufügen: 

.§ 11 a 

Für Guthaben bei der ehemaligen Saarländi- | 
sehen Rediskontbank gelten die §§ 1 bis 7 und 10 | 
entsprechend mit folgender Maßgabe: i 

1, Anmeldestelle im Sinne des § 5 Abs. 1 ist : 
der saarländische Minister für Wirtschaft, ^ 
Verkehr und Landwirtschaft. ; 


2. Anstelle einer Gutschrift nach § 7 Abs. 1 
zahlt die Anmeldestelle den sich aus der 
Umwandlung ergebenden Betrag an den 
Berechtigten in Deutscher Mark aus." 

Begründung 

Nach § 1 des Entwurfs werden nur solche 
Reichsmarkguthaben umgestellt, die bei 
saarländischen Geldinstituten bestehen. 
Reichsmarkkonten, die bei der ehemaligen 
Saarländischen Rediskontbank geführt wor- 
den sind und aus denen die Berechtigten 
nach der Regelung über die Liquidation der 
Saarländischen Rediskontbank nunmehr 
Forderungen gegen das Saarland besitzen, 
sind danach nicht umstellungsfähig. 

Da diese Reichsmarkguthaben auch nicht 
nach der Verordnung über die Umstellung 
von Schuldverhältnissen und dinglichen 
Rechten im Saarland vom 26. Juni 1959 
(BGBl. I S. 403) umgestellt sein dürften, es 
aber nicht vertretbar wäre, sie von der Um- 
stellung auszuschließen, ist die vorgeschla- 
gene Ergänzung des Entwurfs erforderlich. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung erhebt gegen den Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates keine Einwendungen. 

Wird der vom Bundesrat vorgeschlagene § 11a ein- 
gefügt, so bedarf das Gesetz der Zustimmung des 
Bundesrates. 
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